
Bundessozialgericht
142 RJ 66/75 —

Verkündet am
25. September 1975

» Tauptsekretär
-Urk.Beamter

der Gesch.Stelle

B e s c h l u B

in dem Rechtsstreit

Klägerin und Revisionsbeklagte,

—Prozeßbevollmächtigtez ......... ............
.Q......‚

g e g e n

Beklagte und Revisionsklägerin.

Der 12. Senat des Bundessozialgerichts hat auf die

mündliche Verhandlung vom 25. September 1975 durch

den Vorsitzenden Richter Dr. H e u B n e r ,
die Richter Dr. F r i e d e r i c h s und

Dr. R e i n h o l d sowie die ehrenamtlichen

Richter Dr. G e r h a r d t und

S c h ö n f e 1 d beschlossen:

Zur Fortbildung des Rechts und zugleich zur

Sicherung einer einheitlichen Rechtsprechung

werden dem Großen Senat des Bundessozialgerichts

gemäß 5 43 des Sozialgerichtsgesetzes folgende
Fragen von grundsätzlicher Bedeutung zur Entschei—

dung vorgelegt:

1) Wird an der Entscheidung festgehalten, daß für
die Beurteilung, ob ein Versidherter
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a) berufsunfähig im Sinne des 5 4246 Abs. 2 der Reichs-

versicherungsordnung ist, es erheblich ist, daß
Arbeitsplätze, auf denen tätig zu sein ihm zuzumuten

ist und die er mit der ihm verbliebenen Leistungs—

fähigkeit noch ausfüllen kann,

'b) erWerbsunfähig'im“Sinne des 5 4247 Abs. 2 der
Reichsversicherungsordnung ist; es erheblich ist,

daB Arbeitsplätze, die er mit üer ihm verbliebenen

Leistungsfähigkeit noch ausfüllen kann,

seien sie frei oder besetZt3 vorhanden sind
(Entscheidungssätze Nr. 4 der Beschlüsse des Großen

Senats vom 44. Dezember 4969 —GS4/69 und GS 2/68 —
(BSGE50, 467 und 492)?

2) Falls die Frage zu 4) bejaht wird:
Wird an den Entscheidungssätzen Nrn. 2 bis 6 der o.a.

Beschlüsse deerroß n Sana s festgehalten?

g r ü n d e 35

17

Die Beteiligten streiten dhfübéf, ob der Klägerin Rente

wegen Erwerbsunfähigkeit (EU) zusteht.

Die Beklaä■ä’i'éh‘rit’e‘■äé""äb“%üä■”äi■”'f""Nä‘em"er“i9‘l9 g‘é‘oore-
nen Klägerin? die als HäüsgehilTin, Küchenhilfe, iut2frau

und Maschihénarbelterln versicherungsp‘flichtig ’bésöhaft1gt

gewesen Wari‘Rente‘Wegén Berufsunfählgkeit‘fBU) Zu gewähren,

weil diese noch nicht berufSUnfähig sei (Bescheid vom

5. Oktober 4972). Das Sozialgericht Hannover hat der

Klägerin Renté‘wegen EU vbm‘t. Mäi 4972 ab éüerkannth

(Urteil vom 27. März 4974)“. Bas Landessoz1alger1cht (LSG)
Niedersachsen hat die Berufung der Beklagten zurückge—_

Wiesen und die Revision zugelassen (Urteil vom 42. Februar

-}-
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4975). Es hat seine Entscheidung u.a. damit begründet, die

Klägerin sei vornehmlich durch Aufbrauchserscheinungen an
der Wirbelsäule, einen leichten Bluthochdruck bei Schlag—

aderverhärtung und Übergewicht leistungsgemindert. Nach der

im wesentlichen übereinstimmenden Beurteilung durch mehrere

medizinische Sachverständige, drei Fachärzte für innere
Medizin und einen Facharzt für Orthopädie, könne die Klägerin

seit April 4972 (Antragstellung) nur noch höchstenfalls 6

Stunden täglich leichte Frauenarbeiten überwiegend im Sitzen

ohne Akkord— und Schichtarbeit und ohne andauerndes Bücken,

schweres Heben und Tragen verrichten. Mit ihrem derart einge-

schränkten Leistungsvermögen müsse die Klägerin als erwerbs—

unfähig (5 4247 Abs. 2 der Reichsversicherungsordnung —RVO—)

angesehen werden. Allerdings sei offenkundig, daß es für voll

leistungsfähige Frauen Teilzeitarbeitsplätze in einer durch-

aus nennenswerten Zahl vorhanden seien. Für ungelernte

Arbeiterinnen mit einem nicht nur zeitlich, sondern auch

funktionell erheblich eingeschränkten Leistungsvermögen —
leichte körperliche Arbeiten überwiegend im Sitzen ohne
Akkordarbeit und Wechselschicht und somit ohne Belastung

durch das Arbeitstempo — gebe es indessen entsprechende

Arbeitsplätze in einem außerordentlich geringen und kaum
,

noch greifbaren Umfang. Dies sei ihm - dem LSG — schon seit

langem aus früheren Vierteljahresstatistiken der Arbeitsver-

waltung bekannt. Es ergebe sich auch aus Auskünften der

Bundesanstalt für Arbeit (BA) vom 20. Juli 4975 und vom
„

46. Januar 4974, des Landesarbeitsamtes (LAA) Niedersachsen-

Bremen vom 28. November 4975 und des Arbeitsamtes (ArbA)

Hannover vom 10. Dezember 4975. Die genannten Auskünfte
bestätigten auch, daß für Frauen Teilzeitarbeit vornehmlich

für Tätigkeiten angeboten werde, die entweder nicht dem
gesundheitlichen Leistungsvermögen oder nicht den Kennt-

nissen und Fähigkeiten der Klägerin als ungelernte Arbei—
terin entsprächen. Dies gelte namentlich in Reinigungs—

und hauswirtschaftlichen, OrganSations-, Verwaltungs— und

Büroberufen, in Berufen der Ernährungswirtschaft und im
Verkäuferinnenberuf. Die ohnehin schon in sehr viel gerin-
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gerer Zahl vorhandenen TeilzeitarbeitSplätze, die ungelernte

Arbeiterinnen wenigstens zum Teil im Sitzen ausfüllen könnten,

z.B. als Sortiererin, Packerin oder Materialprüferin ein-

facher Art, erforderten aber ganz überwiegend eine Belast—

barkeit im Arbeitstempo (Akkord— und Bandarbeit, Wechsel—

schicht). Was hiernach an denkbaren Arbeitsplätzen für eine

ungelernte Arbeiterin mit dem Leistungsvermögen der Klägerin

verbleibe, erscheine demgegenüber verschwindend und kaum

noch faßbar. Daher müsse dann von einem praktisch verschlos-

senen Arbeitsmarkt gesprochen werden, ohne daß es einer ge—

naueren, allerdings praktisch auch nicht möglichen quantita—

tiven Bestimmung der geeigneten vorhandenen Teilzeitarbeits—

plätze im Verhältnis zu den Interessenten für solche Arbeits-

plätze bedürfe. Für diese Feststellungen reichten die vorlie—

genden Auskünfte i.V.m. den sonstigen Kenntnissen aus, die

es, das LSG, auf Grund der erwähnten Statistiken und
Betriebsbesichtigungen habe. Zwar könne die Arbeitsverwal—

tung den Teilzeitarbeitsmarkt nicht lückenlos erfassen. Es

erscheine aber in hohem Maße unwahrscheinlich, daß sich —_
unbemerkt von der Vermittlungstätigkeit der Arbeitsämter —
ausgerechnet ein Arbeitsmarkt nennenswerten Ausmaßes für

die hier allein erhebliche Art von Teilzeitarbeit für Frauen

gebildet haben sollte, nämlich für von ungelernten Arbeite-

rinnen überwiegend im Sitzen und ohne Belastung durch das

Arbeitstempo zu verrichtende leichte körperliche Arbeiten.
Eher erscheine es denkbar, daß ein Teil der hier in Be—

tracht kommenden Tätigkeiten, z.B. in privaten Haushalten
einschließlich Beaufsichtigung von Kindern oder in anderen

Dienstleistungs— und Büroberufen, ohne Einschaltung des
ArbA angeboten und vergeben werde.

Das Bundessozialgericht (BSG) habe in seinem Urteil vom
45. November 4974 - 42 RJ 52/74 - (noch nicht veröffent—
licht) entsprechende Auskünfte der Behörden der Arbeits—

verwaltung für ausreichend erachtet. ' ‘

Auf Grund der Lage des Falles hat es das LSG offen gelassen,

ob es für Reinigungs— und sonstige hauswirtschaftliche

Tätigkeiten einen offenen Teilzeitarbeitsmarkt, insbe—

_5_
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sondere auch für eine nur 2 bis 3 Stunden täglich dauernde

Erwerbstätigkcit gibt, durch die zwar nicht eine BU (@ 4246
Aus. 2 BVD). wohl aber eine EU (% 1247 Abs. 2 EVO) abgewendet

werden könne. Nach dem Begutachtungsergebnis des zuletzt vom

LSG vernommenen medizinischen Sachverständigen, eines Fach—

arztes für innere Krankheiten, sei die Klägerin auch bei

einer auf 2 bis 5 Stunden täglich verkürzten Arbeitszeit

ebenfalls in ihren Funktionen erheblich eingeschränkt, so
daß sie auch nicht eine so zeitlich begrenzte tägliche haus-

wirtschaftliche Erwerbstätigkeit, namentlich als Putzfrau

oder Hausgehilfin, ausüben könne. Andere Erwerbstätigkeiten,

die die Klägerin mit ihren Kenntnissen und Fähigkeiten stun—

denweise ausüben könnte, seien nicht ersichtlich.

Die Beklagte hat gegen dieses Urteil Revision eingelegt.

Sie rügt eine Verletzung des 5 4247 Abs. 2 BVD.

Das LSG habe den "allgemeinen Erfahrungssatz" außer acht
gelassen, daß leistungsgeminderte Frauen wie die Klägerin

in nennenswertem Umfang Teilzeitarbeitsplätze einnähmen.

Es treffe zwar zu, daß besetzte Teilzeitarbeitsplätze über-

wiegend von gesunden Frauen eingenommen würden, weil dafür

familiäre und zeitliche Gründe maßgebend seien. Erfahrungs—

gemäß nähmen verheiratete Frauen oder Witwen im Alter von

Mitte bis Ende 40 und Anfang von 50 Jahren wieder Teilzeit—
arbeit an, nachdem sie von ihren starken familiären Ver—

pflichtungen frei seien. Allerdings pflegten sich bei ihnen

altersbedingte oder andere Leiden einzustellen, die bei

jüngeren Frauen noch fehlten. Derartige Beschwerden schlössen

von vornherein schwere Arbeiten aus. Mit ganztägiger oder

vollschichtiger Arbeitszeit würden diese Frauen zu stark
belastet, weil sich bei ihnen nach Ablauf von 4 bis 6

Stunden ein deutlicher Leistungsabfall bemerkbar mache.

Solche Arbeitnehmerinnen mit qualitativ und quantitativ

eingeschränktem Leistungsvermögen litten am häufigsten

an: Verschleißerscheinungen der Wirbelsäule, orthostati-

schen Beschwerden infolge Krefslaufschwäche, Blutunter—

oder —überdruck, Belastungsschwäche der Beine infolge '

_ 6 _'

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 6 _

Krampfadern oder anderer Beinbeschwerden, Nachlassen der

Schkraft, Nachlassen der Fingerfertigkeit oder Geschicklich—

keit der Hände. Diese Leiden hätten regelmäßig zur Folge,

daß lange Anmarschwege nicht bewältigt, Arbeiten mit län—

gerem Stehen oder Gehen, in häufig gebückter Haltung oder

mit anderen Erschwernissen nicht mehr verrichtet werden

könnten. Deshalb seien derartige ältere Arbeitnehmerinnen

aber nicht vom allgemeinen Arbeitsmarkt ausgeschlossen.

Gerade die vergangenen Zeiten der Vollbeschäftigung hätten

bewiesen, daß vorzugsweise Arbeitgeber in Handel und Ge—

werbe mit kleineren und mittleren Betrieben solche Arbeits—

kräfte, zumal solche der unteren Lohngruppen, in Teilzeit—

arbeit eingestellt hätten. Vorübergehende Zeiten einer

schwankenden oder zurückgehenden Wirtschaftskonjunktur

wie die jetzigen seien für die Zahl der vorhandenen Teil—

zeitarbeitsplätze kein Maßstab.

Der Erfahrungssatz, daß auch ältere und in ihrem Leistungs—
vermögen eingeschränkte Arbeitnehmerinnen auf dem allgemei—

nen Arbeitsmarkt beschäftigt würden, liege auch der Fest—

stellung des Großen Senats (Gr.S.) des BSG in seinem Be—

schluß vom 44. Dezember 4969 — Gs 2/68 — (BSGE 50, 192)

zu V Nr. 2 Abs. 2 (a.a.0., 207) zugrunde. Der Gr.S. habe
(a.a.0.) u.a. ausgeführt, daß nur die Versicherten, "die
aus gesundheitlichen Gründen quantitativ und qualitativ

keine der Teilzeittätigkeit entsprechende Normalleistun—

gen erbringen können und die gesundheitlich nur noch

unter Bedingungen arbeiten können, die von den betriebe—
üblichen Arbeitsbedingungen erheblich abweichen", vom
allgemeinen Arbeitsmarkt praktisch ausgeschlossen seien.

"Normalleistungen" und "betriebsübliche Arbeitsbedingun—
gen" im Sinne der Ausführungen des Gr.S. des BSG sähen

aber bei weiblichen Versicherten anders als bei männ-

lichen Arbeitskräften aus. Daher sei es folgerichtig

gewesen, daß die Rechtsprechung der Sozialgerichtsbar-

keit in den Jahren nach den Beschlüssen des Gr.S. BU
oder EU bei weiblichen Versicherten, die nur noch Teil—

..7-
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zeitarbeitslei3tungen verrichten konnten, verneint habe, und

zwar selbst dann, wenn diese Arbeitnehmerinnen auch qualitat

tiv in ihrem Leistungsvermögen eingeschränkt gewesen seien.

Das LSG habe verkannt, daß zu einer quantitativen Einschrän-

kung des Leistungsvermögens führende Gesundheitsschäden

fast regelmäßig auch eine qualitative Einschränkung der
Leistungsfähigkeit zur Folge hätten und daß in dem hier

zu entscheidenden Fall keine "erheblichen Einschränkungen

des Leistungsvermögens" vorlägen, die über die Einschrän—

kungen hinausgingen, die üblicherweise bei weiblichen

Versicherten dieser Altersgruppe vorlägen. ‘

Wie jedem Arzt und auch manchem erfahrenen Laien bekannt

sei, handele es sich bei den Leiden, wie sie die Klägerin

habe — Aufbrauchserscheinungen an der Wirbelsäule, leichter

Bluthochdruck als Folge einer Schlagaderverhärtung und des
Übergew1chts

—, nicht um Leiden, die einen besonderen Krank—

heitswert hätten, selbst wenn die Klägerin deswegen ärzt-

lich behandelt werde. Verschleißerscheinungen an der Wirbel—

säule seien in dem Lebensalter der Klägerin nichts außer-

gewöhnliches. Sie lägen durchaus im Bereich eines normalen

Abbaus der Wirbelsäule bei Menschen dieser Altersgruppe.

Daß der Bluthochdruck von einem medizinischen Sachverstän—

digen nur als "leicht" bezeichnet werde, zeige bereits,

daß die Begleiterscheinungen nicht zu erheblichen Ein-

schränkungen des Leistungsvermögens führen könnten. Nach

medizinischer und allgemeiner Lebenserfahrung könne ange-
nommen werden, daß die meisten 563ährigen weiblichen Ver—

sicherten in einer Teilzeitarbeit unter ähnlichen oder
in ihren Auswirkungen vergleichbaren Gesundheitsbeein—

trächtigungen litten. Zudem habe sie, die Beklagte, der
Klägerin im angefochtenen Bescheid ein Heilverfahren zur

Erhaltung ihrer Erwerbsfähigkeit angeboten. Es müsse ins—

besondere auf 5 7 Abs. 4 des Rehabilitations—Angleichungs—
gesetzes (RehaG) vom 7. August 4974 (BGBl I 4881) verwiesen

werden: "Renten wegen Minderung der Erwerbsfähigkeit oder
Erwerbsunfähigkeit sollen erst dann bewilligt werden, wenn
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zuvor Maßnahmen zur Rehabilitation durchgeführt worden oder

wenn, insbesondere wegen Art oder Schwere der Behinderung,

ein Erfolg solcher Maßnahmen zu erWarten ist." Die Leistungs—

beeinträchtigungen der Klägerin hätten nach Auffassung der

zum Fachbereich der inneren Medizin gehörigen Sachverstän-

digen durch die angebotenen Heilmaßnahmen erfolgreich be-

handelt werden können.

Das LSG habe die bisher in ständiger Rechtsprechung von den

Gerichten der SOzialgeriohtsbarkeit stets angeführten Ver—

weisungsberufe einer Sortiererin, Packerin, Materialprü-

ferin einfacher Art für die Klägerin zu Unrecht ausge—
schlossen. Entgegen der Auffassung des Berufungsgerichts

treffe es nicht zu, daß derartige Tätigkeiten überwiegend

eine Belastbarkeit hinsichtlich des Arbeitsumfanges (Akkord-

und Bandarbeit, Wechselschicht) erforderten. Vielleicht

sei dies in Großbetrieben mit Fließbandarbeit der Fall.
Demgegenüber seien aber viele ruhige leichte Arbeits—

plätze vorhanden, z.B. in Verwaltungen, kleineren Gewerbe-

betrieben, im Handel und in Haushalten, die ein derartiges

Arbeitstempo nicht verlangten. So unterlägen z.B. die '

Tätigkeiten einer Verwiegerin, einer Etikettiererin oder

Preisauszeichnerin nicht dem genannten Leistungs- und

Zeitdruck.

Das LSG habe zu Unrecht sich auf die Auskünfte zur Er—

mittlung der Zahl der vorhandenen Teilzeitarbeitsplätze
(Auskünfte der BA vom 20. Juli 4975 und 46. Januar 4974,

des LAA Niedersachsen—Bremen vom 28. November 4973 und

des ArbA Hannover vom 40. Dezember 4975) berufen. Ent-

gegen
der Auffassung des LSG reichten diese Auskünfte

nicht aus, um das Verhältnis der vorhandenen Teilzeit—

arbeitsplätze zu der Zahl der Interessenten für solche

Arbeitsplätze feststellen zu können. Die Auffassung des

LSG lasse sich auch nicht auf das Urteil des BSG vom

45. November 4974 - 42 RJ 52/74 - (noch nicht veröffent-
licht) stützen. Es sei schon zweifelhaft, ob diese Ent-_
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scheidung im Falle der Klägerin herangezogen werden könne.

Sie enthalte nämlich keine allgemeine Aussage über den Wert

von Auskünften der BA, sondern betreffe lediglich einen

Einzelfall mit besonderen Einschränkungen, die zudem

"erheblich" gewesen seien. Das LSG habe es jedoch unter-

lassen, die der Entscheidung des 42. Senats des BSG zugrunde

liegenden Einschränkungen des Leistungsvermögens mit den- '

jenigen des hier zu entscheidenden Falles zu vergleichen.

Jedenfalls seien die vom LSG festgestellten Leistungsein-

schränkungen nicht "erheblich" im Sinne der Beschlüsse

des Gr.S. des BSG. Aus den genannten Auskünften könne

auch nicht der Schluß gezogen werden, daß der Arbeitsmarkt

für die Klägerin praktisch verschlossen sei. Die BA habe

nämlich in ihrer Auskunft, die nach der Auffassung des

LSG als Beweis ausreichen solle, wörtlich ausgeführt:

"Konkrete Zahlen über die offenen und besetzten Teilzeit-

arbeitsplätze, an denen Frauen ohne Berufsausbildung.be—

schäftigt werden, gibt es nicht." Auch das ArbA Hannover
habe in seiner Auskunft vom 40. Dezember 4975 bestätigt,

daß sich die Zahl der besetzten Teilzeitstellen nicht er-

mitteln lasse. Ebenso ergebe die Auskunft des LAA Nieder-

sachsen—Bremen vom 28. NOvember 4975, daß statistische Daten

für die Feststellung, wie viele offene und besetzte Teil-

zeitarbeitsplätze im Arbeitsamtsbezitk vorhanden seien,

fehlten. Die Entscheidung des 42. Senats des BSG stehe

im übrigen im Widerspruch zu Urteilen anderer Senats

des BSG: Urteil des 4. Senats vom 6. Februar 4975 -
4 RA 207/74; Urteil des 4. Senats vom 46. August 4975 -
SozR Nr. 444 zu 5 4246 EVO.

Tatsächlich sei davon auszugehen, daß die Arbeitsver-
waltung bei ihrer Arbeitsvermittlung nur jene offenen

Stellen und nur jene Interessenten für Teilzeitarbeits—

plätze registriere, die von Arbeitgebern und Arbeitn

suchenden dort gemeldet würden. Die meisten Arbeits-

plätze, auch Teilzeitarbeitsplätze, würden aber auf

dem freien Arbeitsmarkt vermittelt. Daher hätten die
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Arbeitsbehörden auch nicht das für die Entscheidung notwen—

dige Zahlenmaterial. Nach Einführung der flexiblen Alters—

grenze mit 62 oder 65 Jahren habe sich übrigens gezeigt, daß

die meisten älteren Arbeitnehmer, die diese Voraussetzungen

für das flexible Altersruhegeld erfüllen, von dieser Möglich—

keit Gebrauch machen und ein großer Teil dieser Rentner bis

zur höchstzulässigen Grenze noch hinzuverdiene. Da es sich

hierbei nur um eine Beschäftigung auf Teilzeitarbeitsplätzen

handeln könne, beweise die Weiterarbeit gegen der Höhe nach

begrenzten Lohn, daß sogar für ältere Arbeitnehmer, die meist

auch qualitativ in ihrer Leistungsfähigkeit eingeschränkt

seien, Teilzeitarbeitsplätze vorhanden seien.

Die Beklagte verweist schließlich auf die Vorlage des

4. Senats an den Gr.s_ und hält es für dringend geboten,

daß die bestehende Rechtsunsicherheit behoben werde.

Die Beklagte beantragt,

die Urteilades Landessozialgerichts Niedersachsen

vom 42. Februar 4975 und des Sozialgerichts Hannover

vom 27. März 4974 aufzuheben und die Klage gegen
ihren Bescheid vom 5. Oktober 4972 abzuweisen.

Die Klägerin beantragt,

die Revision der Beklagten zurückzuweisen.

II

In seinen Beschlüssen vom 44. Dezember 4969 —GS 4/69 und
G8 2/68 - (BSGE 50, 467 und 492) hat der Gr. S. des BSG

es bei der Auslegung der Begriffe der BU und EU im Sinne

der 55 4246 Abs. 2, 4247 Abs. 2 RVOvorrangig und grund—
sätzlich für erforderlich erklärt, die in Betracht kommen—
den Arbeitsplätze festzustellen; es komme darauf an, daß

Arbeitsplätze, seien sie frei oder besetzt, vorhanden

- qq -
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seien (Entscheidungssätze Nr. 1 der beiden Beschlüsse). Der

Gr.S. hat weiter ausgesprochen, es sei auch erheblich, in

welcher Zahl solche Arbeitsplätze vorhanden seien (Ent—

scheidungssätze Nr. 2), der Versicherte nur auf Tätigkeiten

verwiesen werden dürfe, wenn ihm für diese Tätigkeiten der

Arbeitsmarkt praktisch nicht verschlossen sei (Entschei—

dungssätze Nr. 5), und wenn dies der Fall sei (Entschei—

dungssätze Nr. 4), welches Verweisungsgebiet zu berück—

sichtigen sei (Entscheidungssätze Nr. 5), und daß es
nicht allgemein zulässig sei, aber im Einzelfall vertretbar

sein könne, die Ermittlungen über das Vorhandensein von
Teilzeitarbeitsplätzen auf Anfragen an die Arbeitsverwal—

tung zu beschränken.

Die Rentenversicherungsträger und die Tatsachengerichte

der Sozialgerichtsbarkeit haben sich bemüht, den Ent—

scheidungssätzen_unter Heranziehung der Anhaltspunkte für

die Praxis in den beiden Beschlüssen zu folgen. Sie sind

jedoch bei den Tatsachenfeststellungen im Einzelfall ver-
stärkt auf Schwierigkeiten gestoßen. Es hat sich ergeben,

daß die Lage des jeweiligen Teilzeitarbeitsmarktes nicht

verläßlich aufklärbar ist. Insbesondere haben sich die

vom Gr.S. in die Aufklärungsmöglichkeiten der Arbeitsver—

waltung gesetzten Erwartungen (BSGE 30, 167, 188 bis 192;

30, 192, 205 bis 208) nicht erfüllt. Die Arbeitsverwaltung
sieht sich nämlich außerstande, das vom Gr.S. verlangte

Zahlenverhältnis (75 : 100) mit entsprechendem Material
zu belegen. Im vorliegenden Falle folgt das eindeutig

aus den Auskünften der Arbeitsverwaltung. Versuche, auf

anderem Wege den Teilzeitarbeitsmarkt aufzuhellen, haben

sich als fruchtlos erwiesen; insoweit wird die Begründung

des Vorlagebeschlusses des 4. Senats vom 18. März 1975 —
4 RJ 519/74 - in Bezug genommen.

Bei der Anwendung der Beschlüsse des Gr.S. vom 11. Dezember

1969 hat sich in der Verwaltungs- und Gerichtspraxis zu—

nehmend ergeben, daß die Rente wegen BU nach Zahl und Be—
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deutung weit hinter diejenige wegen EU zurückgefallen ist,

wie dies schon vor den o.a. Beschlüssen befürchtet worden

war (BSGE 50, 179). Die von den ca. Beschlüssen erhoffte
Rechtssicherheit ist nicht eingetreten.

Der 12. Senat hält es mit dem 4. Senat (vgl. dessen Vorlage—

beschluß vom 18. März 1975) zur Fortbildung des Rechts und‘
zugleich zur Sicherung einer einheitlichen Rechtsprechung

(@45 des Sozialgerichtsgesetzes) für dringend angezeigt„

daß der Gr.S. den gesamten Fragenkreis, der ihm bereits

einmal zur Entscheidung vorgelegen hat, unter Berücksich—

tigung aller rechtlichen und praktischen Gesichtspunkte,

und zwar auch derjenigen auf Grund des Gesetzes über die

Angleichung der Leistungen zur Rehabilitation vom 7. August

4974 (BGBl I 1884) überprüft und alsdann einer neuen, über-
schaubaren und in Verwaltungs— und Gerichtspraxis verläß-

lich handbaren Lösung zuführt.
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